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Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr, Dienstag und Mittwoch 13:30 bis 15:30 Uhr sowie Donnerstag 13:30 bis 17:30 Uhr 
Öffnungszeiten der Kfz-Zulassungsstelle: Montag 8:00 bis 12:00 Uhr, Dienstag und Mittwoch 8:00 bis 15:30 Uhr,  

Donnerstag 8:00 bis 17:30 Uhr, Freitag 8:00 bis 12:00 Uhr (Annahmeschluss jeweils 30 Minuten vor Ende der Öffnungszeiten) 
Haltestellen im öffentlichen Personennahverkehr - Bahnreisende: Bahnhof Kronach - Busreisende: Landratsamt  

Telekommunikation: (0 92 61) 678-0 - Fax (0 92 61) 678-2 11 - E-Mail: poststelle@lra-kc.bayern.de - Internet: http://www.landkreis-kronach.de 
Bankverbindungen: Kreiskasse Kronach: Sparkasse Kulmbach-Kronach: IBAN: DE94 7715 0000 0240 0500 54, BIC: BYLADEM1KUB;  

VR Bank Oberfranken Mitte eG: IBAN: DE76 7719 0000 0007 1165 00, BIC: GENODEF1KU1;  
Postbank Nürnberg: IBAN: DE57 7601 0085 0044 2078 51, BIC: PBNKDEFF 

Kreisjugendamt Kronach: Sparkasse Kulmbach-Kronach: IBAN: DE94 7715 0000 0240 0541 06, BIC: BYLADEM1KUB 
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Feiertagsrecht 
Schutz des Festes Mariä Himmelfahrt 

 
Das Fest Mariä Himmelfahrt (15. August) ist in den Ge-
meinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung ein 
gesetzlicher Feiertag. 
 
An diesem Tag sind öffentlich bemerkbare Arbeiten, die 
geeignet sind, die Feiertagsruhe zu beeinträchtigen, 
verboten. 
 
Das Fest Mariä Himmelfahrt ist in den Gemeinden mit 
überwiegend evangelischer Bevölkerung wie folgt ge-
schützt: 
 
1. Während der ortsüblichen Zeit des Hauptgottes-

dienstes von 7:00 Uhr bis 11:00 Uhr sind alle vermeid-
baren lärmerzeugenden Handlungen in der Nähe von 
Kirchen und sonstigen zu gottesdienstlichen Zwecken 
dienenden Räumen und Gebäuden verboten, soweit 
diese Handlungen geeignet sind, den Gottesdienst zu 
stören. 

 
2. Den bekenntniszugehörigen Arbeitnehmern sämt-

licher öffentlichen und privaten Betriebe und Verwal-
tungen steht das Recht zu, von der Arbeit fernzublei-
ben. Dies gilt nicht für Arbeiten, welche nach den Be-
stimmungen der Gewerbeordnung auch an gesetz-
lichen Feiertagen vorgenommen werden dürfen, und 
für solche Arbeiten, die zur Aufrechterhaltung des  

 

Betriebes oder zur Erledigung unaufschiebbarer 
Geschäfte bei den Behörden notwendig sind. Weitere 
Nachteile als ein etwaiger Lohnausfall für versäumte 
Arbeitszeit dürfen den betreffenden Arbeitnehmern 
aus ihrem Fernbleiben nicht erwachsen. 

 
Die Gemeinden können im Einzelfall aus wichtigen 
Gründen von den Verboten eine Befreiung erteilen. 
 
Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen das Feiertags-
gesetz verstößt, begeht eine Ordnungswidrigkeit, die mit 
einer Geldbuße geahndet werden kann. 
 
 
Kronach, 29.07.2024 
Landratsamt 
_____________________________________________ 
 

Schulverband Pressig      49 

 
 

Haushaltssatzung  
des Schulverbandes Pressig 

(Landkreis Kronach)  
für das Haushaltsjahr 2024 

 
Auf Grund des Art. 9 Bayerisches Schulfinanzierungs-
gesetz (BaySchFG), Art. 40 ff. des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) sowie der  
Art. 61 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Schul-
verband Pressig folgende Haushaltssatzung: 
 
 

 

Kreisamtsblatt 
des Landkreises und Landratsamtes 

Kronach  

 

Redaktion: Landratsamt Kronach, Güterstraße 18,  
                  96317 Kronach 

 

Das Amtsblatt erscheint in der Regel am Montag  

Bezugspreis vierteljährlich 6,25 €  
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§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haus-
haltsjahr 2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen  
und Ausgaben mit 820.700 € 
 

und 
 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen  
und Ausgaben mit  75.000 € 
 

ab. 
 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte 
Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben 
im Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 
2024 auf 
 

649.500 € 
 

festgesetzt und nach der Zahl der Verbandsschüler 
auf die Mitglieder des Schulverbandes umgelegt 
(Verwaltungsumlage). 

 
2. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird 

die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 
01. Oktober 2023 auf 139 Verbandsschüler fest-
gesetzt. 

 
3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler auf 

4.672,66 € festgesetzt. 
 
4. Eine Investitionsumlage wird nicht erhoben. 

 
§ 5 

 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
135.000 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Weitere Festsetzungen werden nicht vorgenommen. 
 

§ 7 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2024 in 
Kraft. 
 
 
Pressig, 04.07.2024 
Schulverband Pressig  
 
 
Stefan Heinlein 
Schulverbandsvorsitzender 

 

Das Landratsamt Kronach hat als Rechtsaufsichts-
behörde mit Bescheid vom 23.07.2024 (Az. 20-941/24) 
von der Haushaltssatzung Kenntnis genommen. Der 
Haushaltsplan wird vom Tage der Herausgabe dieses 
Amtsblattes eine Woche lang in der Geschäftsstelle des 
Schulverbandes während der allgemeinen Dienststunden 
gemäß Art. 65 Abs. 3 der Gemeindeordnung öffentlich 
aufgelegt. Darüber hinaus liegen die Haushaltssatzung 
und die dazugehörenden Anlagen für die Dauer ihrer 
Gültigkeit in der genannten Geschäftsstelle zur Einsicht 
bereit. 
_____________________________________________ 
 

Markt Marktrodach     50 

 
 

Haushaltssatzung  
des Marktes Marktrodach  

für das Haushaltsjahr 2024 
 
Aufgrund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die 
Marktgemeinde Marktrodach folgende: 
 

Haushaltssatzung 2024 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Jahr 
2024 wird hiermit festgesetzt; er schließt  
 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen  
und Ausgaben mit     8.269.004,00 € 
 

und im Vermögenshaushalt in den Einnahmen 
und Ausgaben mit     4.814.604,00 € 
 

ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen sind in Höhe von 1.465.000 € 
vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

1. Grundsteuer 
a) für die land- und forstwirtschaftlichen  
    Betriebe (A)    350 v.H. 
b) für Grundstücke (B)   350 v.H. 
 

2. Gewerbesteuer    330 v.H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 
1.200.000,-- € festgesetzt. 
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§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt am 01.01.2024 in Kraft. 
 
 
Marktrodach, den 01.08.2024 
Markt Marktrodach 
 
 
Gräbner 
Erster Bürgermeister 
 
 
 
Hinweise: 
 
Die Haushaltssatzung 2024 nebst Anlagen liegt ab dem 
auf die Bekanntmachung folgenden Montag eine Woche 
lang im Zimmer 15, im ersten Stock des Rathauses 
Unterrodach, Kirchplatz 3, 96364 Marktrodach, von 
Montag bis Freitag, von 8:30 bis 12:00 Uhr, öffentlich zur 
Einsichtnahme auf. 
 
Im Anschluss daran wird die Haushaltssatzung 2024 mit 
allen Bestandteilen und Anlagen für die bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im 
Zimmer 15, im ersten Stock des Rathauses Unterrodach, 
Kirchplatz 3, 96364 Marktrodach, von 8:30 bis 12:00 Uhr, 
zur Einsicht bereitgehalten. 
_____________________________________________ 
 

Markt Marktrodach     51 

 
 

Satzung für die Erhebung der Hundesteuer  
in der Marktgemeinde Marktrodach 

 
Aufgrund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabenge-
setztes (KAG) erlässt der Markt Marktrodach folgende 
 

Satzung: 
 

§ 1 
Steuertatbestand 

 
Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im 
Gemeindegebiet Marktrodach unterliegt einer gemeind-
lichen Jahresaufwandsteuer nach Maßgabe dieser 
Satzung. Maßgebend ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 
Steuerfreiheit 

 
Steuerfrei ist das Halten von  
 
1. Hunden allein zu Erwerbszwecken, insbesondere das 

Halten von  
 

a. Hunden in Tierhandlungen, 
 
b. Hunden, die zur Bewachung von zu Erwerbs-

zwecken gehaltenen Herden notwendig sind und 
zu diesem Zwecke gehalten werden, 

 

 

2. Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-
Samariter-Bundes, des Malteser Hilfsdienstes, der 
Johanniter-Unfall-Hilfe oder des Technischen Hilfs-
werks, die ausschließlich der Durchführung der diesen 
Organisationen obliegenden Aufgaben dienen,  

 
3. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Auf-

gaben, 
 
4. Hunden, die von Mitgliedern der Truppen oder eines 

zivilen Gefolges verbündeter Stationierungsstreit-
kräfte sowie deren Angehörigen gehalten werden, 

 
5. Hunden, die von Angehörigen ausländischer diplo-

matischer oder berufskonsularischer Vertretungen in 
der Bundesrepublik Deutschland gehalten werden, 

 
6. Hunden, die aus gründen des Tierschutzes vorüber-

gehend in Tierasylen oder ähnlichen Einrichtungen 
untergebracht sind,  

 
7. Hunden, die die für Rettungshunde vorgesehenen 

Prüfungen bestanden haben und als Rettungshunde 

für den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den 

Rettungsdienst zur Verfügung stehen, 

 
8. Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder 

völlig Hilflose unentbehrlich sind. 
 
 

§ 3 
Steuerschuldner, Haftung 

 
(1) Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hunde-

halter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder 
im Interesse seiner Haushalts- oder Betriebsan-
gehörigen aufgenommen hat. Als Hundehalter gilt 
auch, wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung 
aufgenommen hat oder auf Probe oder zum 
Anlernen hält. Alle in einem Haushalt oder einen 
Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von ihren 
Haltern gemeinsam gehalten. 

 
(2) Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder 

mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 
 
(3) Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des 

Hundes für die Steuer. 
 
 

§4 
Wegfall der Steuerpflicht, Anrechnung 

 
(1) Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraus-

setzungen nur in weniger als drei aufeinander-
folgenden Kalendermonaten erfüllt werden. 

 
(2) Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder 

veräußerten Hundes, für den die Steuerpflicht im 
Kalenderjahr bereits entstanden und nicht nach Abs. 
1 entfallen ist, bei demselben Halter ein anderer 
Hund, entfällt für dieses Kalenderjahr die weitere 
Steuerpflicht für den anderen Hund. Tritt in den 
Fällen des Satzes 1 an die Stelle eines verstorbenen 
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oder veräußerten Hundes ein Kampfhund, entsteht 
für dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses Kampf-
hundes eine weitere Steuerpflicht mit einem 
Steuersatz in Höhe der Differenz aus dem erhöhten 
Steuersatz für Kampfhunde und dem Steuersatz, der 
für den verstorbenen oder veräußerten Hund 
gegolten hat. 

 
(3) Ist die Steuerpflicht eines Hundehalters für das 

Halten eines Hundes für das Kalenderjahr oder für 
einen Teil des Kalenderjahres bereits in einer 
anderen Gemeinde der Bundesrepublik 
Deutschland entstanden und nicht später wieder 
entfallen, ist die erhobene Steuer auf die Steuer 
anzurechnen, die dieser Hundehalter für das 
Kalenderjahr nach dieser Satzung zu zahlen hat. 
Mehrbeträge werden nicht erstattet. 

 
 

§ 5 
Steuermaßstab und Steuersatz 

 
(1) Die Steuer beträgt: 
 

Für den ersten Hund   40,00 € 
Für jeden weiteren Hund   50,00 € 
Für jeden Kampfhund             500,00 € 

 
Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 ge-
währt wird, sind bei der Berechnung der Anzahl der 
Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für die die Steuer 
nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste Hunde. 

 
(2) Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund 

rassenspezifischer Merkmale, Zucht und Ausbildung 
von einer gesteigerten Aggressivität und Gefährlich-
keit gegenüber Menschen und Tieren auszugehen 
ist. Kampfhunde im Sinne dieser Vorschrift sind alle 
in § 1 der Verordnung über Hunde mit gesteigerter 
Aggressivität und Gefährlichkeit genannten Rassen 
und Gruppen von Hunden sowie deren Kreuzungen 
untereinander oder mit anderen Hunden. 

 
 

§ 6 
Steuerermäßigungen 

 
(1) Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für  
 

1. Hunde, die in Einöden gehalten werden. Als 
Einöde gilt ein Anwesen, dessen Wohngebäude 
mehr als 300 Meter von jedem anderen Wohn-
gebäude entfernt sind. 

 
2. Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern 

oder Inhabern eines Jagdscheines ausschließlich 
oder überwiegend zur Ausübung der Jagd oder 
des Jagd- oder Forstschutzes gehalten werden, 
sofern nicht die Hundehaltung steuerfrei ist; für 
Hunde, die zur Ausübung der Jagd gehalten 
werden, tritt die Steuerermäßigung nur ein, wenn 
sie die Brauchbarkeitsprüfung nach § 21 der 
Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Jagdgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 
mit Erfolg abgelegt haben. 

 
Die Steuerermäßigung nach Satz 1 kann nur für 
jeweils einen Hund des Steuerpflichtigen beansprucht 
werden. Sind sowohl die Voraussetzungen des Satzes 
1 Nr. 1 als auch des Satzes 1 Nr. 2 erfüllt, wird die 
Steuer nur einmal ermäßigt. 

 
(2) Wird ein Hund aus einem nach den Vorschriften der 

Abgabenordnung als steuerbegünstigt anerkannten 
und mit öffentlichen Mitteln geförderten inländischen 
Tierheim oder Tierasyl vom Halter von dort in seinen 
Haushalt aufgenommen, ermäßigt sich die Steuer 
für jeden Monat der Hundehaltung um ein Zwölftel 
des Steuersatzes. Die Steuerermäßigung wird 
längstens für die ersten zwölf Monate der Hunde-
haltung nach Aufnahme in den Haushalt gewährt. 

 
 

§ 7 
Allgemeine Bestimmungen für  

Steuerbefreiung und Steuerermäßigung  
(Steuervergünstigung) 

 
(1) Steuerermäßigungen werden auf Antrag gewährt. 

Der Antrag ist bis zum Ende des Kalenderjahres zu 
stellen, für das die Steuerermäßigung begehrt wird. 
In dem Antrag sind die Voraussetzungen für die 
Steuerermäßigung darzulegen und auf Verlangen 
der Marktgemeinde Marktrodach glaubhaft zu 
machen. Maßgebend für die Steuerermäßigung sind 
die Verhältnisse zu Beginn des Kalenderjahres. 
Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des 
Kalenderjahres, ist dieser Zeitpunkt entscheidend. 

 
(2) Für Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung nach § 

2 Nr. 7 und 8 und keine Steuerermäßigung gewährt. 
 
 

§ 8 
Entstehung der Steuerpflicht 

 
Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Jahres oder 
während des Jahres an dem Tag, an dem der Steuer-
tatbestand verwirklicht wird. 
 

§ 9 
Fälligkeit der Steuer 

 
Die Steuerschuld wird erstmals einen Monat nach 
Bekanntgabe des Steuerbescheids fällig. Bis zur Be-
kanntgabe eines neuen Steuerbescheids ist die Steuer 
jeweils zum 1. April eines jeden Jahres fällig und ohne 
Aufforderung weiter zu entrichten. 
 
 

§ 10 
Anzeigepflichten und sonstige Pflichten 

 
(1) Wer einen über vier Monate alten Hund hält, muss 

ihn innerhalb eines Monats nach Anschaffung unter 
Angabe von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter 
Angabe, ob die Hundehaltung zu einem Zweck im 
Sinne des § 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter 
Vorlage geeigneter Nachweise der Marktgemeinde 
Marktrodach melden. 
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(2) Wer einen unter vier Monate alten Hund hält, muss 

ihn innerhalb eines Monats nach Vollendung des 
vierten Lebensmonats, des Hundes unter Angabe 
von Herkunft, Alter und Rasse sowie unter Angabe, 
ob die Hundehaltung zu einem Zweck im Sinne des 
§ 2 erfolgt, und gegebenenfalls unter Vorlage geeig-
neter Nachweise der Marktgemeinde Marktrodach 
melden. 

 
(3) Zur Kennzeichnung eines jeden angemeldeten 

Hundes gibt die Marktgemeinde Marktrodach eine 
Hundesteuermarke aus, die der Hund außerhalb der 
Wohnung des Hundehalters oder seines um-
friedeten Grundbesitzes stets tragen muss. Der 
Hundehalter ist verpflichtet, einem Beauftragten der 
Marktgemeinde Marktrodach die Steuermarke auf 
Verlangen vorzuzeigen; werden andere Personen 
als der Hundehalter mit dem Hund angetroffen, sind 
auch diese Personen hierzu verpflichtet. 

 
(4) Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund 

innerhalb eines Monats beim Markt Marktrodach 
abmelden, wenn er ihn veräußert oder sonst 
abgeschafft hat, wenn der Hund abhanden-
gekommen oder tot ist oder wenn der Halter aus der 
Marktgemeinde Marktrodach weggezogen ist. Mit 
der Abmeldung des Hundes ist die noch vorhandene 
Hundesteuermarke an den Markt Marktrodach 
zurückzugeben. 

 
(5) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuer-

befreiung oder Steuerermäßigung weg, ist das der 
Marktgemeinde Marktrodach innerhalb eines 
Monats nach Wegfall anzuzeigen. 

 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2025 in Kraft. Gleichzeitig 
wird die bisherige Satzung vom 03. Dezember 1980 
aufgehoben. 
 
 
Marktrodach, 01.08.2024 
Markt Marktrodach 
 
 
Norbert Gräbner 
Erster Bürgermeister 
_____________________________________________ 
 

Landratsamt Kronach 
Gerhard Wunder 

Stellv. des Landrats 
 



- 90 - 

 

 


